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Versorgungsverpflichtungen für 
Beamte übersteigen Landesschulden
Nach Berechnungen einer Studie des 
Berliner Steuerzahlerbundes werden 
sich die Versorgungsverpflichtungen für 
den Berliner Haushalt bis zum Jahre 
2050 auf 66 bis 69 Milliarden Euro sum­
mieren. Das wäre mehr als der Schul­
denstand, der derzeit bei rund 64 Milli­
arden Euro liegt. Die Rücklagen reichten 
nicht aus, »weil sie nur für Beamte, die 
in jüngerer Zeit eingetreten sind, gebil­
det wurden«, zitiert die taz den Vorsit­
zenden des Bundes der Steuerzahler, 
Alexander Kraus. Laut der Meldung der 
taz hält die Berliner Finanzverwaltung 
die berechnete Summe für »zu hoch ge­
griffen«, außerdem sei es problema­
tisch, Prognosen bis ins Jahr 2050 zu 
machen. 

Tausend Schulen ohne Rassismus, 
aber mit Courage 
Am 14. Januar wurde mit dem Domgym­
nasium Naumburg in Sachsen-Anhalt die 
1000. Schule im bundesweiten Netzwerk 
von »Schule ohne Rassismus – Schule mit 
Courage« ausgezeichnet. Rund 750.000 
SchülerInnen, Lehrkräfte und PädagogIn­
nen besuchen damit eine Schule, die 
sich dazu verpflichtet hat, aktiv gegen 

Rassismus, jede Form von Diskriminie­
rung und Mobbing vorzugehen. Das Netz­
werk »Schule ohne Rassismus – Schule 
mit Courage« wurde 1995 von »Aktion 
Courage e.V.« als Reaktion auf die rassi­
stischen Morde in Mölln, Solingen und 
andernorts gegründet. Es sollte Schüle­
rInnen die Möglichkeit und die Unter­
stützung bieten, sich in ihrem Lebens­
umfeld aktiv gegen Fremdenhass, 
Rechtsextremismus und Rassismus ein­
zusetzen. Das Projektanliegen wird in­
zwischen von allen demokratischen Par­

teien, von allen bedeutenden Glaubens­
gemeinschaften und von vielen Promi­
nenten aus Sport, Kultur und Politik un­
terstützt. 

Chile: Für ein sozial  
gerechtes Bildungswesen
Auf Einladung der Rosa-Luxemburg-Stif­
tung und der GEW haben chilenische Stu­
dentenvertreterinnen auf Veranstaltun­
gen auch in Berlin über ihre Kämpfe und 
Forderungen für ein sozial gerechtes Bil­
dungswesen in Chile berichtet. Seit Mai 
2011 protestieren Studierende, Schüler 
und Lehrkräfte in Chile gegen ein Bil­
dungssystem, das nicht nur die Armen 
ausschließt, sondern auch den Kindern 
der Mittelschicht die Perspektiven ver­
sperrt. So betragen die monatlichen Stu­
diengebühren an den Hochschulen zwi­
schen 250 und 860 Dollar. Doch drei 
Viertel aller Chilenen müssen mit weni­
ger als 700 Dollar im Monat auskom­
men. Die konservative Regierung gerät 
zunehmend unter Druck. Sie hatte zwar 
mit Vertretern der Studierenden verhan­
delt und einige Zugeständnisse gemacht. 
Aber über deren wichtigste Forderungen 
– ein staatlich finanziertes und frei zu­
gängliches Bildungswesen sowie ein Ver­
bot der auf Gewinn ausgerichteten Pri­
vathochschulen – war sie bislang nicht 
bereit zu verhandeln. 

Senatorin plädiert für  
Elternverträge an Schulen
Berlins neue Senatorin für Arbeit, Inte­
gration und Frauen, Dilek Kolat (SPD), 
will Eltern in der Integrationspolitik 
stärker in die Pflicht nehmen als bisher. 
Dabei setze sie neben besseren Erzie­
hungsangeboten auch auf schriftliche 
Vereinbarungen zwischen Eltern und 
Schulen, heißt es in der Meldung des 
RBB. Diese sogenannten Elternverträge 
gibt es in Berlin bereits an mehreren 
Schulen. Eltern verpflichten sich darin 
zum Beispiel, regelmäßig an Eltern­
abenden teilzunehmen, ihre Kinder 
pünktlich in die Schule zu schicken und 
darauf zu achten, dass die Hausaufga­
ben gemacht werden. Klappt das wie­
derholt nicht, behält sich die Schule vor, 
das Jugendamt einzuschalten oder den 
Eltern einen Schulwechsel nahezulegen. 
Künftig soll es laut Kolat mehr solcher 
Elternverträge geben. Darauf hätten sich 
SPD und CDU in ihrer Koalitionsverein­
barung verständigt, zitiert der RBB die 
Senatorin.�

Aufmerksames Publikum bei den Feierlichkeiten zur Verleihung des Mete-Eks, i-Preises 2011im Charlottenburger Rathaus. 
Bericht und PreisträgerInnen auf Seite 18.� Foto: Christian v. Polentz/transit

In eigener Sache:  
falscher Artikel abgedruckt

In der Januar-Ausgabe der blz haben 
wir leider statt der Endfassung eine 
nicht korrigierte Arbeitsfassung des Ar-
tikels von Michelle Ritzmann veröffent-
licht. Wir bitten um Entschuldigung für 
dieses Versehen. 
Die korrekte Fassung des Artikels steht 
im Internet unter http://www.gew-ber-
lin.de/blz/23151.htm Wir bitten da-
rum, nur diese Fassung zu verwenden 
und zu zitieren.
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stimmen. Ich selbst bin jedoch erschro­
cken, dass ich so etwas in dieser Zeit­
schrift unkommentiert lesen muss. Sol­
len jetzt bei der Schuluntersuchung IQ-
Tests mit den Kleinen gemacht werden, 
damit die »Ü-130er« gleich in einer 
Klein-Schnellklasse zusammengefasst 
werden können? Besonders schlimm 
aber – weil ich sie nicht zum ersten Mal 
höre – finde ich die vorgenommene bei­
spielhafte Gleichsetzung von »normal« 
Intelligenten mit geistig Behinderten in 
den Augen von Hochbegabten. Mit die­
ser arroganten Einstellung (denn für ein 
Missverständnis unterstelle ich Terp zu 
viel Verstand) tut Terp seinem Verein 
keinen Gefallen und er spricht ganz si­
cher nicht im Namen aller Hochbe­
gabten.� N. Siedler, Grundschullehrerin

Referendarsausbildung, 
Dezember-blz 2011

Zwei Stellungnahmen in der blz haben 
mich dazu veranlasst, zur »Feder« zu 
greifen: Zum einen die Rubrik »Leute«, 
in der Bernd Matthies die geplante Ver­
öffentlichung von Schulinspektionen 
kritisch hinterfragt, und zum anderen 
der Artikel von Matthias Jähne »Das Re­
ferendariat wird modularisiert – Defizite 
bleiben«. 
Es ist wirklich ein Unding, Schulen an 
den Pranger stellen zu wollen. Es gab 
dazu vor einigen Jahren Berliner Bei­
spiele, die dann in der gesamten Repu­
blik bekannt wurden. Was mich aber be­
drückt, ist die Referendarsausbildung in 
Berlin: Ich war jahrzehntelang an der FU 
mit der Ausbildung künftiger Fremd­
sprachenlehrer befasst, habe mich mit 
Begeisterung eingebracht und Hunderte 
als Deutschassistenten ins europäische 
und überseeische Ausland vermittelt.
Doch wie bitter sind dann die Erfah­
rungen der hoch motivierten Referenda­
rInnen, wenn sie mit der Berliner Schul­
wirklichkeit konfrontiert werden! Aus 
hoch motivierten Junglehrern werden 
schnell frustrierte, ausgebeutete Refe­
rendare, die eigentlich nur noch hin­
schmeißen wollen. Es ist haarsträubend, 
was man da erfährt: mangelnde Motiva­
tion der Schulleitung, an Missständen 
etwas ändern zu wollen, ungeahndete 
Fehlzeiten der Schüler, Lernunwilligkeit 
und Desinteresse der Schüler; Resignati­
on des Lehrerkollegiums; fehlende fach­
liche und sonstige Unterstützung der 
ReferendarInnen. Sie sollen quasi haupt­
amtlichen Unterricht einbringen, wer­

Hochbegabte, Leute-Notiz,  
Dezember-blz 2011

Ich stimme mit Jens Terp überein, dass 
für Hochbegabte zu wenig getan wird. 
Ich selbst war (in »privater« Funktion) 
bei einem Elterngespräch dabei, bei dem 
der Mutter vom Schulpsychologen un­
terstellt wurde, ihr Kind (das eine Hoch­
begabung hat) auf diese Hochbegabung 
»getrimmt« zu haben (es konnte vor 
Schuleintritt lesen). Sie solle ihrem Kind 
seine Kindheit lassen und sich einfach 
über seine guten Schulleistungen freu­
en. Auch wenn ich das dahinter ste­
ckende Dilemma verstehe, dass der 
Schulpsychologe die LehrerInnen unter­
stützen möchte, die sich sicherlich zu 
Recht überfordert (und allein gelassen) 
fühlen, verurteile ich die Vorgehenswei­
se, einfach nach dem Motto »Angriff ist 
die beste Verteidigung« auf die Eltern 
loszugehen. Kern des Problems ist: Poli­
tisch und gesetzlich wird der Bevölke­
rung – über die Medien – die Ansage ge­
macht, dass Schule eine Art Wunderland 
ist, das sich um sämtliche Probleme er­
folgreich zu kümmern und jedes einzel­
ne Kind individuell – überspitzt formu­
liert – zum Abi zu bringen hat. Hinzu 
kommt die Wahrnehmung, dass »gute« 
Eltern durch alle Instanzen hindurch für 
ihre Kinder das Gewünschte erreichen 
können/müssen. Ein Teil dieser Eltern 
würde nun wohl Terps Forderung nach 
einer Homogenisierung der Klassen zu­
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Unverlangt eingesandte Besprechungsexemplare 
und Beiträge werden nicht zurückgeschickt. Die 
Redaktion behält sich bei allen Beiträgen Kürzungen 
vor. Beiträge möglichst auf Diskette oder per e-
mail einsenden. Die in der blz veröffentlichten Ar-
tikel sind keine verbandsoffiziellen Mitteilungen, 
sofern sie nicht als solche gekennzeichnet sind. 

Gern sehen wir sie nicht gehen. Aber 
jetzt ist sie mal weg. Unsere langjäh-

rige Chefredakteurin Sigrid Baumgardt. 
Aber so weg ist sie nun auch wieder 
nicht, schließlich haben wir sie ja zu einer 
der Vorsitzenden gemacht. Und Vorsitzen-
de, blz-Leitung und Öffentlichkeitsarbeit 
ist anerkanntermaßen zu viel. Und die blz 
verlässt sie auch nicht so ganz und sofort. 
Die nächste Redaktionsklausur macht sie 
noch mit …

Aber für die Regelung der Arbeit nach 
ihr hat sie schon einen Weg gewiesen. 

Ein neuer Pressesprecher ist im Anmarsch 
und wird die Redaktion unterstützen. Min-
destens ein neues (altes) Mitglied der Re-
daktion wird wieder auftauchen (grüezi, 
Hiddo). Nach wie vor sind aber neue 
(jüngere) Mitglieder der Redaktion sehr 
gefragt … Und für die Leitung der Redak-
tionssitzungen werden wir wohl auf das 
neuerdings in der Berliner GEW so beliebte 
Teammodell umschwenken. 

Wir wünschen uns und euch und sind 
zuversichtlich, dass die Qualität der 

blz nicht nachlässt, dass ihr weiter eine 
bunte Vielfalt an Themen vorfindet. Und 
auch zum Widerspruch reizende Beiträge 
sollen nicht fehlen. Es geht schließlich im-
mer irgendwie weiter. Wir werden uns Mü-
he geben und hoffen dabei auf eure Un-
terstützung.� Folker

Redaktionsschluss blz 4-5/2012: 2. März 2012
Redaktionsschluss blz 6/2012: 27. April 2012

 Üb   r i g e n s

den aber bezahlt wie Hilfsarbeiter; wer­
den überfordert durch Vor- und Nachar­
beit des Unterrichts; haben inkompeten­
te Kollegen, deren Klassen sie überneh­
men müssen. Das ist nur ein kleiner Teil 
dessen, was mir von einem Gymnasium(!) 
im Berliner Südwesten zugetragen wur­
de. Dazu kommt die Aussicht, das Zweite 
Staatsexamen mit Schülern eines sol­
chen Gymnasiums ableisten zu müssen 
und infolgedessen mit einer schlechten 
Note abgestraft zu werden. Wieso muss 
ein Referendar, der bereits in mehreren 
Ländern als Deutschassistent tätig war 
und einschlägige Erfahrung mit DaF hat, 
befürchten das 2. Staatsexamen nicht zu 
schaffen oder bestenfalls mit einer 
schlechten Note? Wieso eigentlich muss 
ein Referendariat zwei Jahre dauern? Wo 

Fortsetzung auf Seite 30

Beitragsquittung 2011

Die Beitragsquittung 2011 für das Fi-
nanzamt wird auch dieses Jahr wieder 
mit der Februarausgabe der Bundes-
zeitschrift Erziehung und Wissenschaft 
verschickt. Bitte gleich herausnehmen 
und aufbewahren. Prüft bitte, ob die 
persönlichen Daten noch stimmen, und 
teilt Änderungen der GEW BERLIN mit. 
Auf dem Mitgliedsausweis befindet 
sich eure Mitgliedsnummer, die ihr bei-
spielsweise für den Zugang zu Mitglie-
derinformationen auf der Internetseite 
der GEW BERLIN benötigt.
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Die Geschäftsführerin des Zentrums für Lehrerbildung 
an der Freien Universität (FU) weist auf die Anstren-
gungen hin, die die Universitäten im Bologna-Prozess 
schon hinter sich haben. Sie stellt die Grundsätze vor, 
die die FU dabei geleitet haben und in Zukunft leiten 
müssen.
Dass dabei nicht alles reibungslos läuft und vieles 
Anlass zu Ärgernis gibt, wird aus der Sicht von Studie
renden zur konkreten Arbeit des Zentrums berichtet. 
Die von der Senatsverwaltung vorgezeigten neuen 
Wege, dem Mangel »zur Deckung des Lehrerstellen-
bedarfs« abzuhelfen, sind offensichtlich nicht das 
Gelbe vom Ei. Das zeigt jedenfalls ein Interview mit 
einer Betroffenen. Und der Stress mit dem bisher ein-
jährigen Vorbereitungsdienst wird in einem Gespräch 
zwischen zwei Betroffenen deutlich, die sich unter 
anderem deshalb im Personalrat der Lehreranwärte-
rInnen engagieren.� Folker Schmidt

Matthias Jähne arbeitet in seinem Beitrag auf, 
was in den vergangenen Jahren in der Ge-
setzgebung zur LehrerInnenbildung alles 

falsch gelaufen ist: Die Dauer der Referendariate wur-
de in völlig unterschiedliche Längen aufgeteilt, die 
Eingangsqualifikationen für die verschiedenen 
Lehrämter wurde unübersichtlich gestaltet.
Wahrscheinlich sollten damit unterschiedliche Vergü-
tungen begründet werden, sachlich spricht für diese 
Regelungen nichts. Doch nun glimmt wieder der Fun-
ke der Hoffnung.
Die neue Verordnung für den Vorbereitungsdienst gilt 
seit Januar des Jahres. Viel Erfreuliches stellt Laura 
Pinnig dazu fest: Eine einheitliche Unterrichtsver-
pflichtung für alle Lehrämter, ein Handbuch Vorberei-
tungsdienst gibt Hilfestellung, die verbindliche 
Staatsexamensarbeit fällt weg. Alles auch nicht so 
schlecht.

Es könnte vieles besser werden …
Im Koalitionsvertrag ist einiges berücksichtigt, was die GEW seit längerer Zeit fordert
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Berlin hat bereits 2003/04 die Ausbildung der 
Lehrkräfte komplett auf die neue Studienstruk­

tur mit Bachelor- und Masterabschluss umgestellt. 
Dies erfolgte im Rahmen ei­
ner bis September 2012 be­
fristeten Erprobungsphase. 
Damit wurde die nahezu 
einheitliche LehrerInnenbil­
dung in Berlin aufgegeben. 
Nur die angehenden Lehr­
kräfte in der Studienrats­
laufbahn absolvieren zurzeit 
ein vollwertiges vierseme­
striges Masterstudium mit 
insgesamt 300 Leistungspunk­
ten. Alle anderen durchlau­
fen lediglich ein zweisemestriges Masterstudium 
mit 240 Leistungspunkten, wobei die Sonderpä­
dagogInnen inzwischen drei Semester erkämpft 
haben.

Für einen anerkannten universitären Masterab­
schluss sind nach den Vorgaben der Kultusmini­
sterkonferenz (KMK) aber 300 Leistungspunkte er­
forderlich (also vier Semester Masterstudium). Um 
diese auch bei Lehramtsstudierenden zu erreichen, 
hat die KMK 2007/2008 einen faulen Kompromiss 
gefunden. Dieser sieht vor, Teile des Referendari­
ats auf den universitären Masterabschluss anzu­
rechnen. Die GEW 
hat das von An­
fang an als Mo­
gelpackung abge­
lehnt, da sich an 
der kürzeren 
Ausbildungsdau­
er nichts ändert 
und der universi­
täre Masterab­
schluss erst mit dem Bestehen der Zweiten Staats­
prüfung nach dem Referendariat erworben wird. 

Die jetzige Studienstruktur mit dem »Kleinen Ma­
ster« hat auch gravierende Folgen für die Deckung 
des Lehrkräftebedarfs in den Sekundarschulen. 
Denn die Studierenden mit zwei allgemeinbilden­
den Fächern wählen im Masterstudium in übergro­
ßer Mehrheit das viersemestrige Masterstudium 
und damit die spätere Studienratslaufbahn. Die 
dringend erforderlichen Lehrkräfte für die Inte­
grierten Sekundarschulen – bisher LehrerInnen mit 
fachwissenschaftlicher Ausbildung in zwei Fächern 

(L 2) – werden praktisch nicht mehr ausgebildet. 
Ohne einen attraktiven Studienabschluss droht 
dieses Lehramt auszutrocknen.

Im Referendariat treibt die 
damalige Umstellung be­
sondere Blüten. Angehende 
Studienräte haben weiter 
ein zweijähriges Referenda­
riat, sowohl mit dem »al­
ten« Ersten Staatsexamen 
als auch mit dem neuen 
Lehramtsmaster. Alle ande­
ren mit dem neuen Master­
abschluss müssen das Refe­
rendariat in einem Jahr 
schaffen. Haben sie noch 

den »alten« Staatsexamensabschluss, machen sie 
wiederum zwei Jahre Referendariat. Diese Dreitei­
lung ist unbegründet und wird inzwischen von al­
len in der Ausbildung Beteiligten als unsinnig an­
gesehen.

Die GEW BERLIN kämpft seit der Umstellung der 
LehrerInnenbildung darum, diese Experimente auf 
dem Rücken der Lehramtsstudierenden aufzuge­
ben und eine einheitliche Ausbildungsdauer für al­
le angehenden LehrerInnen vorzusehen. Dafür hat 
die neue Koalition jetzt die Weichen gestellt. 

In der Koalitionsvereinbarung von SPD und CDU 
ist festgehal­
ten, dass das 
Masterstudi­
um für alle 
Lehrämter 
vier Seme­
ster betragen 
wird. Das an­
schließende 
Referendari­

at soll für alle Lehrämter 18 Monate dauern. Darü­
ber hinaus will die neue Landesregierung ein 
»nachfragegerechtes Angebot an Masterstudien­
plätzen für alle LehramtsabsolventInnen mit einem 
Bachelor gewährleisten«. Das muss jetzt rasch um­
gesetzt werden. Sowohl die Studierenden und die 
an einem Lehramtsstudium Interessierten als auch 
die Universitäten brauchen Klarheit und Planungs­
sicherheit. Und es geht darum, für die Schulen den 
dringend nötigen LehrerInnen-Nachwuchs auf ho­
hem pädagogischen und fachlichen Niveau auszu­
bilden.�

Rasch reformieren
Schwarz-Rot greift GEW-Forderungen zur LehrerInnenbildung auf

von Matthias Jähne, Referent Hochschule und LehrerInnenbildung

Die jetzige Studienstruktur mit dem  
»Kleinen Master« hat auch gravierende Folgen  

für die Deckung des Lehrkräftebedarfs.

Koalitionsvereinbarung von  
SPD und CDU (Textauszug)

»Das Masterstudium beträgt für alle 
Lehrämter, auch für die Ausbildung von 
Sonderpädagogen, vier Semester. Der Vor-
bereitungsdienst für alle Lehrämter soll 18 
Monate betragen.«
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Die Inhalte sind wie folgt gegliedert:

•	 Modul Unterrichten – Pflichtbausteine:
1)	 Grundlagen des Lehrerberufes
2)	 Planung von Unterricht
3)	 Sprachförderung
4)	 Unterrichtsarrangement
5)	 Reflexion und Evaluation
6)	 Inklusion I: Heterogenität wahrnehmen	

•	 �Modul Erziehen und Innovieren – Pflicht­
bausteine:

1)	 Entwicklung
2)	 Wertevermittlung
3)	 Konflikte und Gewaltprävention
4)	 Entwicklung der Berliner Schule

Außerdem werden Wahlbausteine aufgeführt, die 
von den Standorten bedarfsorientiert entwickelt 
werden können. Jeder Baustein umfasst minde­
stens 10 Stunden (à 45 Minuten) oder 4 Wochen. 
Insgesamt also 100 Stunden oder 40 Wochen. Wo­
bei den ReferendarInnen im zweijährigen Referen­
dariat dafür 180 Stunden zur Verfügung stehen, 
während es im einjährigen Referendariat nur 90 
Stunden sind. Hier müsste die Ausbildung kräftig 
gerafft werden. Die GEW BERLIN fordert deshalb 
die zügige Umsetzung des in der Koalitionsverein­
barung festgelegten einheitlichen Vorbereitungs­
dienstes von 18 Monaten.

Jedes Modul muss nach den absolvierten Pflicht­
bausteinen mit einer Prüfung abgeschlossen wer­
den. Diese zwei Prüfungen ersetzen die bisherige 
schriftliche Prüfungsarbeit zum Zweiten Staatsexa­
men und die mündliche Prüfung. Für die Modul­
prüfung können die LehreranwärterInnen zwischen 
folgenden vier Formen wählen, wobei zwei unter­
schiedliche gewählt werden müssen:
•	�mündlich zu einem Thema oder als Reflexion 

nach einem Unterrichtsbesuch (maximal 20-25 
Minuten),

•	�multimedial zu einem Thema (maximal 20 Minuten),
•	�schriftlich zu den Themen des Moduls (drei Wochen 

für eine zehnseitige Hausarbeit), 
•	�oder als Portfolio zu einem Projekt (maximal 15 

Seiten).
Die mündliche und die multimediale Prüfung sind 
auch als Gruppenprüfung möglich. Dadurch ver­
längert sich die Prüfungszeit. Schulrecht wird nicht 
mehr explizit geprüft, soll aber in den Modulen 

Zum Ersten dieses Monats haben rund 600 Leh­
reranwärterInnen ihr Referendariat aufgenom­

men. Für sie gilt erstmals die neue Verordnung 
zum Vorbereitungsdienst. Mit ihr gibt es erfreu­
liche Neuerungen: eine einheitliche Unterrichtsver­
pflichtung von zehn Stunden für alle Lehrämter, 
den Wegfall der verbindlichen Staatsexamensarbeit 
und die Modularisierung des Allgemeinen Semi­
nars. Kernstück der Modularisierung ist das Hand-
buch Vorbereitungsdienst, das »nicht nur ein Nach­
schlagewerk, sondern der Handlungsrahmen für ei­
ne vergleichbare Ausbildung« sein soll.

Wie in der bisherigen Form des Referendariats 
sind die LehreranwärterInnen einem Seminar zuge­
ordnet. Nach 30 Stunden Einführungsseminar in 
diesem können sie jedoch an ihrem Seminarstand­
ort frei zwischen mehreren Seminaren wählen, um 
ihre Module zu belegen. Es gibt zwei Module mit 
unterschiedlicher Anzahl von Pflichtbausteinen. 

Baukastensatz mit Innovationsoffensive
Das neue Referendariat hat viele positive Ansätze

von Laura Pinnig, Vorstandsbereich Hochschule und LehrerInnenbildung

Einheitlich zehn Stunden müssen LehreranwärterInnen künftig arbeiten.� Foto: Bert Butzke
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Dass guter Unterricht gute LehrerInnen erfor­
dert, darüber gibt es längst keine Diskussion 

mehr und damit ist auch die LehrerInnenbildung 
mehr in den Mittelpunkt des öffentlichen Interes­
ses gerückt. Drei Anforderungen muss eine moder­
ne universitäre Lehrerbildung begegnen, um Lehr­
amtsstudierende optimal auf die vielfältigen Anfor­
derungen des Berufs vorzubereiten:

Im Unterschied zu anderen Studiengängen wie 
dem wesentlich homogeneren Psychologiestudium 
muss ein Lehramtsstudium Wissen in sehr unter­
schiedlichen Bereichen vermitteln: fachliches und 
fachdidaktisches Wissen in zwei Fachrichtungen 
sowie fachunabhängiges pädagogisches Wissen 
(beispielsweise zu Lernprozessen und Klassenfüh­
rung). In den früheren Staatsexamensstudiengän­
gen konnte dieses umfassende Angebot vielfach 
nicht gewährleistet werden, so konnte es durchaus 
vorkommen, dass Absolventen am Ende des Studi­
ums keine lernpsychologischen Kenntnisse hatten. 

Wissen allein reicht nicht, denn die Studierenden 
müssen damit vertraut gemacht werden, theore­
tisches Wissen auf die konkrete Planung und 
Durchführung von Unterricht anzuwenden. Dies 
sollte in sinnvoll dosierten Schritten geschehen 
und nicht durch vorschnelle Konfrontation mit be­
liebigen Praxissituationen. Eine zentrale Rolle für 

die erfolgreiche Wissensanwendung spielt dabei 
die kompetente Begleitung und Beratung durch 
qualifizierte MentorInnen an Schulen.

Bei aller – unumgehbaren – Komplexität sollte 
ein Lehramtsstudium so organisiert sein, dass es 
studierbar ist. Die Vielfalt der Fächer und Kombi­
nationen darf nicht mit Überschneidungen im 
Lehrangebot einhergehen und die Studierenden 
dürfen sich nicht in den Studienbereichen und ei­
ner zu komplizierten Prüfungsorganisation verlie­
ren. Lehramtsstudierende brauchen daher spezi­
fische, auf ihre Bedürfnisse zugeschnittene Infor­
mations- und Beratungsangebote.

Vor dem Hintergrund dieser Herausforderungen 
ist es nur zu begrüßen, dass an den Universitäten 
in Deutschland in den letzten Jahren eine intensive 
Debatte zu den Bedingungen einer erfolgreichen 
universitären Lehrerbildung entstanden ist. Dies 
gilt auch für die Freie Universität Berlin (FU), deren 
Strategie durch ineinandergreifende Maßnahmen 
auf verschiedenen Ebenen gekennzeichnet ist. 

Gemeinsam mit den anderen lehrerbildenden 
Universitäten hat die FU den Reformschub des Bo­
lognaprozesses genutzt, um das Lehramtsstudium 
systematischer zu strukturieren. So ist Lernpsycho­
logie für die jetzigen Studierenden eine Selbstver­
ständlichkeit! Die in dem Kontext etablierte Zusam­

vermittelt werden. Die Grundlage dazu bildet ein 
Kerncurriculum 

Mit dem Handbuch Vorbereitungsdienst füllt die 
Senatsverwaltung einen luftleeren Raum, in dem 
die ReferendarInnen bisher mal mehr, mal weniger 
ausgebildet wurden. Außerdem weist sie darauf 
hin, dass »Ansprüche, die an die auszubildenden 
Lehramtsanwärter ge­
stellt werden, (…) grund­
sätzlich auch von den 
Ausbilderinnen und Aus­
bildern einzulösen« sind. 
Sicherlich wird es Semi­
narleiterInnen geben, die aufgrund der inhaltlichen 
Vorgaben, der nötigen Kooperation mit anderen 
KollegInnen, der Vielzahl von Modulprüfungen und 
den anzufertigen Beurteilungen stöhnen werden. 
Doch insgesamt könnte die Modularisierung der 
Seminare zu einer Verbesserung des Vorberei­
tungsdienstes beitragen. Sie wird langfristig auch 

endlich die Einführung eines Teilzeitreferendariats 
ermöglichen, das die GEW BERLIN schon seit Jahren 
fordert.

Ob jedoch eine Innovationsoffensive von den zu­
künftigen LehreranfängerInnen ausgehen wird, 
bleibt abzuwarten. Vielleicht hätten die AutorInnen 
des Handbuchs für das Modul Erziehen und Inno­

vieren einen anderen 
Titel finden sollen. 
Denn ein Ansatz fürs 
»Innovieren« müsste 
sich mindestens im 
vierten Pflichtbaustein 

wiederfinden. Doch die dort geforderte Kompe­
tenz, LehreranwärterInnen beteiligen sich an Pla­
nung und Umsetzung schulischer Projekte und Vor­
haben, bleibt zu vage. Es ist sehr fraglich, ob damit 
die KollegInnen das nötige Handwerkszeug erhal­
ten, um die Berliner Schulentwicklung voranzu­
bringen.�

Neue LehrerInnenbildung
Was heißt das an der Freien Universität Berlin?

von Diemut Ophardt, Geschäftsführerin des Zentrums für Lehrerbildung

Modulinhalte schaffen  
mehr Transparenz.
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Zurzeit konzentriert sich die Geschäftsführung 
vornehmlich auf die Bildung von Kooperationsver­
trägen mit Schulen in und um Berlin sowie ihre unter­
schiedlichen Vortragsreihen. Dieses Vorhaben kann 
eine lohnende Sache sein, jedoch sollten dabei stu­
dentische Belange nicht auf der Strecke bleiben. 
Das hat zur Folge, dass Studierende kaum eine 
Chance haben einen Termin zu bekommen, um 
Probleme vorzubringen. Auch für die Fachschafts­
initiativen findet die Geschäftsführung wenig Zeit. 
Oft antwortet sie nicht einmal auf Anfragen via E-Mail. 
Ehemalige MitarbeiterInnen beklagen unklare Ar­
beitsanweisungen und nicht nachvollziehbare 
Kompetenzbereiche innerhalb des ZfL.

So war es einfacher, eine kompetente Mitarbeite­
rin zu kündigen und ihre Stelle neu zu besetzen 
als für sie eine Vertretung für ein halbes Jahr zu 

Das Zentrum für Lehrerbildung (ZfL) sollte die 
erste Anlaufstelle für Lehramtsstudierende 

sein, wenn es Fragen zum Studienverlauf oder auf­
kommende Probleme zu klären gibt. Im Gegensatz 
zu der Arbeit des Prüfungsbüros der Grundschul­
pädagogik und der lehramtsbezogenen Berufswis­
senschaften wird dies von der Geschäftsführung 
des ZfL und ihrer langjährigen Assistenz sehr man­
gelhaft umgesetzt.

Generell scheint das ZfL seit dem Wechsel der 
Geschäftsführung seinen Fokus nicht mehr bei den 
Studierenden und deren Studienangelegenheiten 
zu sehen, sondern vielmehr in der Außendarstel­
lung und dem Konkurrenzkampf mit der Hum­
boldt-Universität. Es hat den Anschein, als ob das 
ZfL berlinweit in der LehrerInnenbildung die Nase 
vorn haben will.

menarbeit der Universitäten ist inzwischen auch 
für weitere Kooperationen fruchtbar geworden. 

Gleichwohl profiliert sich die FU auch durch ei­
gene, neue Wege, so wird hier seit diesem Semester 
der innovative Studiengang »Integrierte Naturwis­
senschaften« angeboten. 

Praxisorientierung heißt an der FU nicht einfach 
»so viele Praktika wie möglich«! In vielen Lehrange­
boten wird die Anwendung von Wissen auf die Pla­
nung und Durchführung von Unterricht in dosierter 
Form angebahnt. So haben Lehramtsstudierende 
der Naturwissenschaften im Rahmen von Schüler­
laboren die Gelegenheit, in einem geschützten Raum 

erste Unterrichtsversuche durchzuführen, in der 
Sozialkunde entwickeln Teams von Studierenden 
innovative Unterrichtsentwürfe und setzen diese in 
Schulklassen um. Damit die Studierenden im Rahmen 
des für 2013 geplanten Praxissemesters von kom­
petenten MentorInnen betreut werden, hat die FU 
ein Zeichen gesetzt und in beachtlichem Umfang 
Mittel aus dem Bund-Länderprogramm für bessere 

Studienbedingungen und mehr Qualität in der Leh­
re vorgesehen, um eine hochwertige MentorInnen­
qualifizierung zu entwickeln und anzubieten. 

Früher als andere Universitäten hat die FU erkannt, 
dass LehrerInnenbildung eine intelligente Organisa­
tionsstruktur braucht, und hat 2006 das Zentrum 
für Lehrerbildung (ZfL) gegründet. Die Vorteile für 
Studierende: Sie müssen ihre Prüfungsorganisation 
nicht – wie an anderen Universitäten – mit drei Prü­
fungsbüros koordinieren, sondern werden im Ma­
ster of Education am Zfl persönlich und effizient 
betreut. Mit einem zentralen Lehrplancontrolling 
sorgt das ZfL im Master für einen überschnei­
dungsfreien Stundenplan. Besonders stolz ist das 
ZfL über das breit ausgebaute Informations-  und 
Unterstützungsangebot, das schon SchülerInnen 
gezielt anspricht (»Einen Tag auf Lehramt studie­
ren«, »Schülercampus: Mehr Migranten werden 
Lehrer«) und die Studierenden vielfältig unter­
stützt, zum Beispiel durch das Gruppenmentoring­
programm für StudienanfängerInnen oder die Bera­
tung durch das ZfL-Tutorenteam. 

Neue LehrerInnenbildung heißt kontinuierliche 
Weiterentwicklung lehramtsbezogener Studiengän­
ge und studienbegleitender Angebote. Hier ist 
noch viel zu tun. Wichtige Erfolgsbedingungen 
sind an der FU Berlin gegeben: Eine exzellente Ver­
netzung des Zentrums für Lehrerbildung und ein 
breiter Konsens, LehrerInnenbildung als zentrale 
Querschnittsaufgabe zu begreifen.� 

Gemeinsam mit den anderen lehrerbildenden Universitäten hat 
die FU den Reformschub des Bolognaprozesses genutzt, um das 

Lehramtsstudium systematischer zu strukturieren.

»Da sind die Prioritäten falsch gesetzt … «
Ein Bericht über das Zentrum für Lehrerbildung der Freien Universität Berlin

von Darius Zander, Student an der FU (der richtige Name ist der Redaktion bekannt)
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ngfinden. Diese Entscheidung wurde kompromisslos 
präsentiert und schien durch interne Konflikte mo­
tiviert zu sein. So verlief es auch bei dem Auswahl­
verfahren für die neue Führung des ZfL, bei dem 
sich ähnliche Intrigen vermuten lassen. Aus der Er­
fahrung zeigt sich, dass sich solche Situationen 
durchaus auf ein verschobenes Machtverhältnis 
zwischen Geschäftsführung und langjährige Assi­
stentin zurückführen lassen. 

Diese ist eigentlich für Probleme der Überschnei­
dungsfreiheit, Kursorganisation und das Vorle­
sungsverzeichnis zuständig. Häufig trifft man von 
12-16 Uhr anstatt dieser zuständigen Person nur 
den Hinweis »Mittagspause« an. Dazu hat es noch 
den Anschein, dass Kaffeepausen (während Studie­
rende vor der Tür auf Beratung warten) und die 
von Sekt begleitete Verabschiedung einer Kollegin 
schon Monate vorher wöchentlich zelebriert wur­
den. Gleichzeitig klagt die Assistenz gerne über ih­
ren Workload. Dass sie diesen nicht bewältigt, 
konnten alle Lehramtsstudierenden vor dem Win­
tersemester 2011/12 sehr gut beobachten, denn 
das Vorlesungsverzeichnis blieb sogar bis in die 
Vorlesungszeit hinein sehr unvollständig. Die Lehr­
veranstaltungen der romanischen Sprachen sowie 
die der Grundschulpädagogik wurden erst so spät 
veröffentlicht, dass viele Studierende große Pro­
bleme hatten, ihren Studienalltag zu organisieren 
und freie Zeiten für Nebenjobs und Familienleben 
einzuplanen. 

Ähnliches zeigte sich auch im November 2011, 
als nach vierwöchigem Semesterbetrieb plötzlich 
eine Vielzahl an DaZ-Kursen 
aus dem Masterbereich ge­
strichen wurde und das ZfL 
auf die zahlreichen Be­
schwerden der Studierenden 
mit oberflächlichem Ver­
ständnis, aber wenig Alter­
nativen reagierte. Als Grund 
dafür wurden Fehlkalkula­
tionen und mangelnde Kom­
munikation zwischen den 
Verantwortlichen des ZfL an­
gegeben. 

Welches andere Dienst­
leistungsunternehmen 
könnte unter diesen Bedin­
gungen in der freien Markt­
wirtschaft bestehen? Ebenso 
studierendenunfreundlich 
sind die massiven Benach­
teiligungen, die sich durch 
die unterschiedlichen Studi­
enordnungen in den einzel­
nen Fächern ergeben. Eine 
Überarbeitung der Studien- 
und Prüfungsordnungen 
wird schon länger gefordert 
und ihre Notwendigkeit se­
hen vor allem auch die Mit­
arbeiterinnen in den Prü­

fungsbüros. So wurde die unverhältnismäßige Ar­
beitsbelastung der Mathematik und der naturwis­
senschaftlichen Studiengängen nie angegangen, 
obwohl sich schon mehrfach Studierende Hilfe su­
chend an das ZfL gewandt haben.

Eine wichtige Aufgabe des ZfL sollte auch die Or­
ganisation der Orientierungswoche für Studienan­
fängerInnen sein. Im Gegensatz zur Arbeit der 
Fachschaftsinitiativen hatte das ZfL kein wirkungs­
volles Konzept zur Betreuung der Erstsemestle­
rInnen. Selbst die vom ZfL organisierten Fachbera­
tungen wurden zum Teil von den ehrenamtlichen 
und unentgeltlich arbeitenden(!) HelferInnen der 

Initiativen übernommen. Als Dank wurden die 
Fachschaftsinitiativen bei der Einführung der 400 
ErstsemestlerInnen scherzhaft als unorganisiert 
und unprofessionell dargestellt, wodurch deren Ar­
beit, die sich durch die Schaffung eines sozialen 
Raumes innerhalb der universitären Routine aus­
zeichnet, abgewertet wurde. 

Diese Darstellung ist nur ein Ausschnitt der stu­
dentischen Erfahrungen mit dem ZfL, die durchaus 
weitergeführt werden könnten.�

Eine Überarbeitung der Studien- und Prüfungsordnungen wird 
schon länger gefordert und ihre Notwendigkeit sehen vor allem 

auch die Mitarbeiterinnen in den Prüfungsbüros.

Referendarin mit einer Schülerin bei der Kurvendiskussion.� Foto: imago/imagebroker
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sisch, aber um am Gymnasium zu unterrichten, 
braucht man in Berlin einen Abschluss in zwei Fä­
chern. Da ich in Berlin meinen Magister in Deutsch 
gemacht habe, wurde ich im September 2011 für 
das berufsbegleitende Referendariat in Deutsch und 
Chinesisch zugelassen. Ich habe gegen diese Zu­
ordnung Widerspruch eingelegt, da Deutsch nicht 
meine Muttersprache ist und ich große Zweifel hat­
te. Man hat mir aber leider keine Wahl gelassen.

Pinnig: Sie haben im September 2011 das berufsbe-
gleitende Referendariat für die Studienratslaufbahn 
begonnen. Dazu haben Sie sieben Stunden Ermäßi-
gung gewährt bekommen. Normalerweise unter-
richten StudienreferendarInnen zehn Stunden.Wie 
sind Sie zurechtgekommen?
Frau Kim: In den letzten Jahren bin ich zwischen drei 
Schulen gependelt, an denen ich Chinesisch unter­
richte. Jetzt hatte ich neben den 19 Stunden Unter­
richtsverpflichtung noch die drei Seminare. In 
meinem Fachseminar Deutsch war ich die einzige 
Quereinsteigerin. Ich hatte aber nicht das Gefühl, 
dass die Seminarleiterin auf meine Situation beson­
ders Rücksicht genommen hat. Es hat mich ja kei­
ner gezwungen, das berufsbegleitende Referenda­
riat zu machen.

Pinnig: Sie haben die Ausbildung dann nach kurzer 
Zeit abgebrochen. Warum?
Frau Kim: Ich war sehr unsicher, ob ich meine Prüfung 
in Deutsch bestehen würde. Der Anspruch an Stu­
dienräte ist natürlich sehr hoch. Mir fehlt neben 
der Theorie vor allem Wortschatz. Mein Deutsch ist 
ja nicht so gut, wie das der Kinder, die ich unter­
richten muss. 

Pinnig: Für einen erfolgreichen Abschluss hätte eine 
bestandene Prüfung gereicht. Auch nach dem Refe-
rendariat hätten Sie vermutlich nicht Deutsch, son-
dern nur Chinesisch unterrichtet. Eine unbefristete 
Stelle hatten Sie ja bereits. Und dennoch haben Sie 
das berufsbegleitende Referendariat abgebrochen.
Frau Kim: Am Anfang klang das so toll: »Sie können 
einen Abschluss machen.« Aber für mich als Nicht­
muttersprachlerin bleibt diese Tür verschlossen. 
Eine Vier in Deutsch hätte mir gereicht, aber das 
schien mir unter diesen Umständen unerreichbar. 
Ich hab ja gesehen, wie hoch die Belastung selbst 
für meine deutsche Kollegin war. Und die hat kein 
Kind. Ich habe zwei. �

In Berlin zeichnet sich für die nächsten Jahre ein 
deutlicher Mangel an Lehrkräften ab. Die Verwal­

tung hat dies nur teilweise anerkannt. In ihrer im 
letzten April veröffentlichten »Langfristprognose« 
rechnet sie den Mangel schön und behauptet: »Die 
sich öffnende Schere (…) wird durch Neueinstel­
lungen von Lehrkräften geschlossen.« So soll es 
zum Schuljahr 2014/15 ganze 1486 Neueinstel­
lungen geben! Doch schon bei den Studierenden 
zeigt sich deutlich: In mehreren Fächern wird es zu 
wenige AbsolventInnen mit Lehramtsabschluss ge­
ben. Da helfen auch »geringfügig« abnehmende 
SchülerInnenzahlen nicht, denn aufgrund der Al­
tersstruktur wird sich der Lehrkräftebestand bis 
2015/16 um rund 23 Prozent verringern. Das sind 
durchschnittlich nahezu fünfundzwanzig Lehrkräf­
te, die wöchentlich aus dem Berliner Schuldienst 
ausscheiden.

Wird die Anzahl der Referendariatsplätze jedoch 
nicht erhöht, wird es jährlich nur 1.110 Absolven­
tInnen geben. Laut Koalitionsvertrag soll eine ein­
heitliche Referendariatsdauer von 18 Monaten kom­
men. Dadurch würden Studienräte schneller fertig. 
Doch selbst das würde die Zahl der AbsolventIn­
nen erst ab 2015 auf 1.460 erhöhen und nur, wenn 
die nötige Änderung des Lehrerbildungsgesetzes 
2014 in Kraft tritt. Deshalb soll der Seiten-  und 
Quereinsteigeranteil ausgebaut werden. Seit 2005 
werden Quereinsteiger mit Diplom-, Magister- oder 
Masterabschluss zum berufsbegleitenden Referen­
dariat zugelassen. Derzeit sind das um die 100 Re­
ferendarInnen. Eine von ihnen war bis vor wenigen 
Monaten die Kollegin Kim*:

Laura Pinnig: Frau Kim, Sie sind in China geboren und 
haben dort Germanistik studiert. Nun unterrichten 
Sie seit vier Jahren als Quereinsteigerin Chinesisch 
an Berliner Schulen. Wie ist es dazu gekommen?
Frau Kim: Ich habe schon in China Deutsch unterrichtet. 
In Deutschland habe ich dann Chinesisch-Unterricht 
für Kinder mit chinesischem Hintergrund gegeben.

Pinnig: Sie haben eine unbefristete Stelle bekommen. 
Warum haben Sie dennoch das berufsbegleitende 
Referendariat begonnen?
Frau Kim: Für mich gab es lange Zeit keine Möglichkeit 
einen Lehramtsabschluss zu machen, weil es Chine­
sisch auf Lehramt in Deutschland nicht gibt. Deshalb 
konnte ich auch kein reguläres Referendariat machen. 
Seit zwei Jahren gibt es nun ein Fachseminar Chine­

Learning by doing 
Das berufsbegleitende Referendariat

von Laura Pinnig, Vorstandsbereich Hochschule und LehrerInnenbildung

Forderung der  
GEW BERLIN:

Lehrkräften, die in 
das berufsbeglei-
tende Referendariat 
aufgenommen wer-
den, muss eine 
deutlich höhere Er-
mäßigung ihrer Un-
terrichtsverpflich-
tung (…) – und 
zwar in Höhe der 
Hälfte der Unter-
richtsverpflichtung 
der jeweiligen 
Schulart – gewährt 
werden.
� (Auszug aus dem Beschluss 
Nr. 8 der Landesdelegierten-

versammlung, November 
2011)

(*Name geändert)
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Mareike Bibow (MB): Du hast gerade Deine Prüfung nach 
einem einjährigen Referendariat bestanden. Herz-
lichen Glückwunsch!
Gülten Alagöz (GA): Vielen Dank! Ich bin sehr froh darü­
ber, dass dieses anstrengende Jahr jetzt – fast! – 
vorbei ist und hoffe, dass ich dann zum zweiten 
Halbjahr als Lehrerin für Geschichte und Deutsch 
an einer Grundschule in Berlin arbeiten kann.
 
MB: Eine Freundin von mir fasste den Tag der Prü-
fung so zusammen: »Ich werde diesen gestrigen Tag 
niemals vergessen, an dem die Frustration von 
neun Monaten Überlebenskampf im Referendariat 
ihren Höhepunkt fand, ich dennoch diese begehrte 
Bescheinigung in den Händen hielt!« Ist die Zeit für 
Dich auch ein Überlebenskampf gewesen?
GA: Ja! Ich habe die Zeit auch wie einen Überlebens­
kampf empfunden, den ich nicht noch einmal erle­
ben möchte. Im Studium war es genauso: Unsere 
Dozenten nannten uns damals die »Versuchskanin­
chen« – wir waren der erste Bachelor/Master-Studi­
engang an der Freien Universität Berlin. Das war ei­
ne harte Zeit. Nach unserem »Probedurchlauf« 
wurde die Prüfungsordnung wieder geändert, da 
festgestellt wurde, dass die Anforderungen bei uns 
viel zu hoch waren.

MB: Und dann bist Du ins Referendariat gekommen ...
GA: ... und wieder waren wir die »Versuchskanin­
chen« (lacht). Ich habe mich nur gefragt, warum 
dieser ganze Stress? Letztlich haben wir in vier 
Jahren studiert, zackzack, um dann zwei Jahre auf 
das Referendariat zu warten, obwohl ich zum Bei­
spiel einen sehr guten Notendurchschnitt hatte! 
Das ärgert mich. 

MB: Und dann heißt es in den Medien immer, wir 
brauchen Lehrer!
GA: Und insbesondere Lehrer mit Migrationshinter­
grund!

MB: Nun hast Du also das Referendariat in sensatio-
nellen neun Monaten absolviert. Wie ist es Dir an 
der Schule als einjährige Lehreranwärterin er-
gangen? 
GA: Ich hatte immer das Gefühl, dass die Zeit sehr 
knapp ist. Man hat wenig Zeit, sich auf die Schüler­
schaft, auf die Klassen einzustellen, einfach anzu­
kommen und Vertrauen zu gewinnen. Sofort muss 
man sich Gedanken machen über Prüfungstermine, 

Examensarbeit, Unterrichtsbesuche. Man muss 
wirklich Prioritäten setzen und es bleibt keine Zeit 
für weiteres Engagement an der Schule. Das wiede­
rum wirkt sich auf die Beurteilung aus, denn die 
Erwartungen sind dieselben wie bei zweijährigen 
Referendaren. 

MB: Und wie ist es Dir in Deinen Seminaren er-
gangen? War die Situation dort ähnlich?
GA: Die SeminarleiterInnen hatten in der Regel 
schon ein großes Verständnis für unsere Lage. 
Schule und SeminarleiterInnen waren sich eigent­
lich einig, dass die Ausbildungszeit zu kurz ist. 
Wir LehreranwärterInnen brauchen einfach mehr 
Zeit, um uns auszutesten, Ideen und Material zu 
sammeln. Am Anfang macht man halt viele Fehler 
und dann wird man auch sofort beurteilt. Das hat 
mich geärgert: So kommt zu den ausbildungsty­
pischen Zweifeln, die jedeR 
kennt, auch noch ein enormer 
Druck. 

MB: Hast Du denn trotzdem das Ge-
fühl, dass Du was gelernt hast?
GA: Ja, natürlich. Aber zweijährige 
Referendare haben einfach mehr 
Zeit, sich zu entwickeln und diese 
Progression auch nachzuweisen. Das 
ist auch für einen persönlich 
wichtig zu zeigen: Okay, ich habe 
was gelernt und das kann ich 
jetzt auch umsetzen.

MB: Was denkst Du nun über die 
Pläne der Koalition, den Vorberei-
tungsdienst auf 1,5 Jahre zu verein-
heitlichen?
GA: Ich finde diese Pläne auf jeden Fall 
sinnvoll.

MB: Herzlichen Dank für das Gespräch!�

Gülten Alagöz (Jahrgang 1980), geboren in der Türkei, ist ein dop-
peltes Versuchskaninchen: Sie hat sowohl den ersten Bachelor-Jahr-
gang an der Freien Universität Berlin als auch das einjährige Refe-
rendariat in Berlin überlebt. Mareike Bibow (ebenfalls 1980 geboren) 
absolviert gerade das einjährige Referendariat. Beide engagieren 
sich im Personalrat der LehreranwärterInnen. 

Neun Monate Überlebenskampf
Der einjährige Vorbereitungsdienst in Berlin

Ein Gespräch zwischen Mareike Bibow und Gülten Alagöz, Mitglieder im Personalrat der LehreranwärterInnen
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Was macht gute LehrerInnen aus? Ei­
ne Frage, die solche, die den Beruf 

ergreifen möchten, Lehramtsstuden­
tInnen also, oft mit einer Gemengelage 
aus pädagogischer Vorsicht und tech­
nischer Faszination beantworten: »Kin­
dern auf Augenhöhe begegnen« oder 
aber »mit interessanten Medien ar­
beiten«, heißt es dann vage. Stellt man 
dieselbe Frage amtierenden Lehre­
rInnen, dann lautet die Antwort zu­
nächst: »Hängt vom jeweiligen Kultus­
minister ab.« Geht es um ihr eigenes 
Handeln, wirkt die Zunft seltsam ge­
spalten. »Meistens Frontalunterricht«, 
heißt es verschämt hier, »viel selbst­
ständiges Lernen, möglichst offener Un­
terricht«, tönt es beinahe euphorisch da 
– das Traditionelle wirkt unterlegen, die 
Moderne scheint auf dem Vormarsch. 
Allerdings wird das Freie und Offene im 
real existierenden Alltag schnell zur Far­
ce – statt Klassengespräch werden Ar­
beitsblätter aufgetürmt, statt Lehre­
rInnen-SchülerInnen-Beziehung domi­
niert Papiersteuerung. ReferendarInnen 
können in Prüfungsstunden meist dann 
mit einem Prädikatsexamen rechnen, 
wenn sie sich in ihrer LehrerInnenrolle 
eher zurückhalten. Und auch das Ergeb­
nis von Schulinspektionen fällt dann un­
günstig aus, wenn die Lehrkraft zu viel 
Aktion zeigt. Selbst wenn die Leistungs­
ergebnisse der Schule gut sind.

Dabei hat dieser »Triumph des Selbst« 
seinen Zenit längst überschritten. Die 
Schulleistungsbefunde anderer Länder 
sprechen eine ganz andere Sprache. Ja­
pan zum Beispiel: Seine »Paukschüle­
rInnen« sind deutschen SchülerInnen 
keineswegs nur im Reproduzieren weit 
voraus. Ihre LehrerInnen verfügen über 
eine differenzierte Choreografie der 
Lernprozesssteuerung. Ebenso Finn­

tierter LehrerInnensteuerung verbin­
den«. Auch im Klassenzimmer führen 
also viele Wege nach Rom – wenngleich 
keineswegs alle.

Dieser recht unspektakulär daherkom­
mende Befund – kein Wort von Spaß, 
keinerlei Betonung von Selbstbestim­
mung – leitete eine empirische Wende in 
der Bildungsdebatte ein: Hilbert Meyer, 
eine Art Papst der LehrerInnenausbil­
dung, gab 2004 in seinem Buch »Was ist 
guter Unterricht?« öffentlich zu, sich ge­
irrt zu haben. Seine langjährige Mei­
nung, dass ein hoher Anteil an Selbstre­
gulation der SchülerInnen dem traditio­
nellen Unterricht weit überlegen sei, 
könne er nicht aufrechterhalten. Mit un­
terschwelligem Zähneknirschen wurde 
lehrerInnengesteuerten Arbeitsformen 
nun eine gewisse Gleichwertigkeit zuer­
kannt.

Indes erwiesen sich die Fanatike­
rInnen des Offenen als zäh und gut ver­
netzt, an den Hochschulen ebenso wie 
in den LehrerInnenseminaren und Kul­
tusbehörden. Zumal empirische Bil­
dungsforschung vielfach skeptisch be­
äugt wird. Was lässt sich nicht alles »be­
weisen«, wenn man nur geeignet zählt 
und auswertet! Metaanalysen dagegen, 
Studien also, die die Ergebnisse vieler 
Einzeluntersuchungen bündeln und ge­
wichten, lassen sich nicht ohne Weiteres 
von der Hand weisen. Dem hessischen 
Amt für LehrerInnenfortbildung ist des­
halb zu danken, dass es die Pädago­
gInnen hierzulande von einer neuen Me­
tastudie in Kenntnis gesetzt hat: Visible 
Learning lautet ihr Titel, verfasst von 
John Hattie, einem neuseeländischen 
Bildungsforscher. Rund 800 internatio­
nale Metastudien hat er ausgewertet, sie 
beziehen sich auf rund 50.000 Einzel­
studien. 138 Einflussfaktoren für den 

land: Viele BeobachterInnen ließen sich 
vom Gesamtschulsystem hypnotisieren 
und übersahen – neben der hohen För­
derqualität – den vorherrschenden Fron­
talunterricht.

Hierzulande fiel es leicht, solche Evi­
denzen einfach auszublenden. Die Bil­
dungsdebatte war viele Jahre eine ideo­
logische, die auch ohne empirische Bil­
dungsforschung auskam. Dabei resü­
mierte der Gründungsrektor des Max-
Planck-Instituts für psychologische For­
schung in München, Franz E. Weinert, 
schon vor zehn Jahren: Nicht eine Un­
terrichtsform sei besonders lernwirk­
sam, sondern viele – all diejenigen näm­
lich, die »ein hohes Maß an themenbe­
zogener SchülerInnenaktivität mit 
einem hohen Maß an schülerInnenorien­

Doch, er ist wichtig! 
Über die Bedeutung von LehrerInnenpersönlichkeit und Schulstruktur
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Auf den Lehrer kommt es an!� Foto: imago/Gerhard Leber
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Lernerfolg hat Hattie darin ausgemacht. 
Aber anstatt sich in der Unübersichtlich­
keit zu verheddern, stellt er die ent­
scheidenden Fragen: Was wirkt nachhal­
tig, besitzt also eine besonders hohe Ef­
fektstärke – »What works best?«

Hatties Befunde belegen den absolu­
ten Vorrang personaler vor strukturellen 
Einflussfaktoren. Nicht auf Schulorgani­
sation oder Schulpolitik, sondern auf 
die Lehrer kommt es an (»the teacher 
matters«)! Aber nicht der geborene Leh­
rer als Ausnahmetalent ist gemeint, son­
dern sein erlernbares Handeln (»What 
teachers do matters«). Und dann folgt 
eine Liste wirkungs­
mächtiger Faktoren, die 
sich wie eine Rehabili­
tierung, aber auch Psy­
chologisierung des Pä­
dagogischen liest: 
strukturierte, klare und 
störungspräventive Un­
terrichtsführung; zugewandtes, ermuti­
gendes, fehlerfreundliches und unter­
stützendes Lernklima; eine breite Palet­
te an aktivierenden Lehr- und Lernstra­
tegien; evaluative Vorgehensweisen, al­
so das Einholen möglichst vielfältiger 
Informationen über Vorwissen, Arbeits­
prozesse und Lernerträge der Schüler; 
schließlich fachliche Materialien und 
Programme zur spezifischen Unterstüt­
zung leistungsschwächerer Schüler.

Eigentlich ein Paukenschlag: vier Jahr­
zehnte Schulsystemdebatte umsonst, 
Regalkilometer an didaktischen Be­
schwörungen des Offenen und Auto­

Reformeuphorie – sie sprechen für die 
Verfeinerung von Bewährtem: Der gute 
Lehrer als leidenschaftlicher Erzieher 
und Erklärer, der seine Schüler ernst 
nimmt – er vermag ihre Perspektive als 
Lernende einzunehmen, und er verdeut­
licht ihnen die seinige als Unterrichten­
der. Die Hattie-Studie ist beileibe kein 
Freibrief für monotonen Lehrervortrag – 
aber eine Absage an jede Selbstlern-
Idyllik.

Mittlerweile bezahlen wir Heerscharen 
von AkademikerInnen dafür, dass sie 
ständig pädagogische Neuigkeiten prä­
sentieren. Es geht aber nicht darum, 

Schule permanent neu zu 
denken – es geht darum, 
genügend PraktikerInnen 
zu haben, die selbstbe­
wusst und feinfühlig einen 
guten Mix an Lernaktivi­
täten ausbalancieren, Tag 
für Tag. Das Rad muss auch 

in der Pädagogik nicht neu erfunden 
werden – es gilt vielmehr, beständig da­
ran zu arbeiten, dass die Räder rund, 
leicht und gut gelagert sind. Mit Goethe 
könnte man auch sagen: Alles Vernünf­
tige ist bereits einmal gedacht worden – 
es kommt darauf an, es noch einmal ge­
nauer zu betrachten.�

Der Autor ist Lehrer an einem Kölner Gymnasium. Soeben 
von ihm erschienen: »Schluss mit dem Bildungsgerede! 
Eine Anstiftung zu pädagogischem Eigensinn«. Wei-
teres unter www.eltern-lehrer-fragen.de. Der Artikel ist 
zuerst in der Zeit am 3.11.2011 erschienen.

nomen überflüssig! Welch veritables 
Stück Bildungsgerechtigkeit hätte sich 
in der Zeit und mit dem Papier schaffen 
lassen! Denn »nahezu alles, was die mo­
derne Schulpädagogik für fortschrittlich 
hält« – so warnt der Göttinger Erzie­
hungswissenschaftler Hermann Giese­
cke schon seit Langem –, »benachteiligt 
die Kinder aus bildungsfernem Milieu«.

Auf das Handeln der Lehrer kommt es 
also an – auf die richtige Einstellung 
und auf viel Kleinarbeit: dass sie das 
Vorwissen für neue Lernschritte bei ih­
ren Schülern nicht einfach voraussetzen 
(Startillusion), sondern sorgfältig in Er­

fahrung bringen – und rechtzeitig und 
fantasievoll aktivieren. Dass sie nicht 
der gemütlichen These anhängen, Kin­
der wüssten selbst am besten, was gut 
für sie ist (Autonomieillusion), sondern 
deren entwicklungspsychologischem Be­
dürfnis nach Anleitung, Erklärung und 
Orientierung nachkommen. Dass sie 
sich nicht mit zwei, drei bestätigenden 
Schülerantworten zufriedengeben (Ver­
ständnisillusion), sondern eine Palette 
an Verstehens-, Trainings- und Überprü­
fungsaktivitäten organisieren.

Die Befunde der jüngsten XXL-Analyse 
wirken wie ein Gegenstück zur gängigen 

A n z e i g e

Entdecken Sie die Welt der intelligenten Massivholzmöbel.

Nicht quadratisch, 
aber praktisch und gut.
Das Angebot besteht aus:

2 x Bettrahmen 90 x 200 cm in Buche natur, lackiert
2 x Rollrost
2 x Polyschaummatratze Delphin 14 RG 40, fest

Der Sonderpreis von 1.300,– gilt bei Bestellung bis zum 29.2.2012 und versteht 
sich incl. Lieferung und Aufbau in Berlin. Die Lieferzeit beträgt ca. 6 Wochen.  

Kant/Ecke Uhlandstraße im                      .  10623 Berlin
Telefon: 030-315 15 460   .   Telefax:  030-315 15 465

Kantstr. 17/ Ecke Uhlandstr. 
im                   · 10623 Berlin
Telefon:  030 - 315 15 460
Internet :   www.trollhus.de

SONDERANGEBOT FÜR STAPELLIEGEN
SONDERPREIS 

1.300,–EUR

STATT 1.514,–EUR

ANGEBOT FÜR STAPELLIEGEN

SONDERPREIS 

1.300,–EUR

STATT 1.514,–EUR

ANGEBOT FÜR STAPELLIEGEN

SONDERPREIS 

1.300,–EUR

STATT 1.514,–EUR

SONDERPREIS 

1.300,–EUR

STATT 1.514,–EUR

ANGEBOT FÜR 

STAPELLIEGEN

Die Hattie-Studie ist beileibe kein Freibrief  
für monotonen Lehrervortrag – aber eine Absage  

an jede Selbstlern-Idyllik.






